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Vorwort 

Das militärische Beschwerderecht — wie überhaupt das Wehrrecht — 
hat die Aufmerksamkeit  der Wissenschaft bisher nur in verhältnis-
mäßig geringem Maße auf sich zu lenken vermocht. Die Bedeutung, die 
dem Rechtsschutz des Soldaten unter dem Leitbi ld des Staatsbürgers in 
Uniform heute zukommt, rechtfertigt  jedoch eine eingehende Unter-
suchung. Die vorliegende Arbeit soll diese Untersuchung in Form einer 
kritischen Darstellung vornehmen. 

Im wesentlichen werden dabei die Wehrbeschwerdeordnung, § 30 der 
Wehrdisziplinarordnung und § 7 des Gesetzes über den Wehrbeauf-
tragten des Deutschen Bundestages berücksichtigt. Auf weitere Vor-
schriften w i rd insoweit eingegangen, als sie für den Rechtsschutz des 
im spezifisch militärischen Gewaltverhältnis stehenden Staatsbürgers 
von Bedeutung sind; erwähnt seien in diesem Zusammenhang die 
Art . 17, 17 a und 19 Abs. 4 des Grundgesetzes, das Gesetz über die 
Rechtsstellung des Soldaten und die Verwaltungsgerichtsordnung. Im 
übrigen enthält die Arbeit relativ ausführliche Hinweise auf die Ge-
schichte des Beschwerderechts, auf seine Bewährung in der Praxis des 
militärischen Alltags sowie auf vergleichbare Regelungen für die Sol-
daten anderer Streitkräfte. Der Verfasser  hofft,  hierdurch zu einem 
besseren Verstehen der Problematik beizutragen, die sich aus dem 
Spannungsverhältnis zwischen den Notwendigkeiten soldatischer Dis-
zipl in einerseits und den Forderungen nach einem möglichst umfassen-
den Rechtsschutz auch für den Soldaten andererseits ergibt. 

Die Untersuchungen über das Beschwerderecht des Soldaten wurden 
ursprünglich im Herbst 1965 der Juristischen Fakultät der Georg-
August-Universität zu Göttingen als Dissertation vorgelegt; zu dieser 
Zeit noch nicht erschienene Literatur wurde bis zum Apr i l 1966 nach-
träglich eingearbeitet. Vermerkt sei noch, daß die Arbeit auf eine An-
regung aus dem Bundesministerium der Verteidigung zurückgeht. 

Der Verfasser  möchte es nicht versäumen, an dieser Stelle seinem 
verehrten Lehrer Herrn Professor  Dr. Werner Weber zu danken, der 
ihn als Doktoranden mit Rat und Hilfe in überaus freundlichem Ent-
gegenkommen unterstützte. Ebenso möchte der Verfasser  hier seinem 
Vater Dr. W. Oetting und seiner Großmutter I. Weyrauch-Kolbe dafür 
Dank sagen, daß sie ihm Studium und Promotion ermöglicht haben. 

Berchtesgaden, Jägerkaserne, den 30. Mai 1966 

Dirk  W. Oetting 
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E r s t e r A b s c h n i t t 

Einleitender Überblick 

Erstes  Kapitel 

Der Rechtsschutz und das Beschwerderecht 
im militärischen Gewaltverhältnis 

I . Zur Aufgabenstellung 

Mit der Vorstellung vom Soldaten verbindet sich auch heute noch 
vielfach das Bi ld eines recht- und schutzlosen Objekts, das im Wehr-
dienstverhältnis dem hoheitlichen Machtanspruch auf Gnade oder Un-
gnade ausgeliefert  ist. Einzelne Vorfälle,  die durch Presse, Rundfunk 
und Fernsehen in den Blickpunkt des öffentlichen  Interesses gerückt 
werden, pflegen im allgemeinen diesen Eindruck nur zu verstärken. 

Sicher stehen bürgerliche Freiheit und militärische Disziplin in einem 
gewissen Spannungsverhältnis. Die Eigenart des militärischen Dienstes 
macht eine teilweise Beschränkung der staatsbürgerlichen Rechte des 
Soldaten notwendig. Doch diese Beschränkung erfolgt nur dort, wo sie 
unumgänglich ist. Die Konzeption vom Staatsbürger in Uniform geht 
davon aus, daß „die im Soldatengesetz verankerten Pflichten des Sol-
daten und die von ihm geforderte  D isz ip l in . . . den einzelnen Soldaten 
nicht zum rechtlosen Untertanen machen (sollen). Er bleibt auch inner-
halb der Bundeswehr Staatsbürger, der sich seiner Freiheit und seines 
Rechts gewiß sein darf" 1. 

Zur Wahrung der individuellen Rechtsstellung des Soldaten wurde 
ein besonderes Schutzsystem geschaffen.  In seinen Grundzügen weist 
es keine Abweichungen von demjenigen auf, das dem Bürger im allge-
meinen Gewaltverhältnis von der Rechtsordnung zur Verfügung ge-
stellt wird. I n den Einzelregelungen bestehen allerdings Besonderhei-
ten. Auch diese werden zum Teil durch die Anforderungen  des mi l i tär i -
schen Dienstes bedingt. Teilweise sind sie jedoch darauf zurückzufüh-
ren, daß die Eigenarten des militärischen Gewaltverhältnisses in ge-
steigertem Maße die Rechtsstellung des einzelnen zu gefährden ver-

1 Schriftlicher  Ber. des Ausschusses für Vtdg. zum EWBO in Sten. Ber. BT 
2. WP 181. Sitzung vom 14.12. 56 S. 10091; vgl. auch WBO-IFü  S. 3. 
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mögen und der Gesetzgeber eben deshalb eine Intensivierung des 
Rechtsschutzes für notwendig erachtete. Eine Minderung der Effektivi-
tät des Rechtsschutzes w i rd durch die Besonderheiten — insgesamt ge-
sehen — allenfalls in äußerst geringem Umfange bewirkt. Gegenüber 
dem Rechtsschutz in anderen besonderen Gewaltverhältnissen, von 
denen sich das Beamtenverhältnis am ehesten zu Vergleichen eignet, 
läßt sich — wiederum insgesamt gesehen — nur eine Verstärkung fest-
stellen. 

Um im Wehrdienst vermeintlich erlittene Unbi l l einer Kontrolle zu-
zuleiten, kann sich der Soldat verschiedener Möglichkeiten bedienen. 
Wie seinem zivilen Mitbürger, der sich durch öffentliche  Gewalt unrich-
t ig 'behandelt glaubt, steht ihm der Weg zu den Organen der Exekutive, 
zu denen der Legislative und zu denen der Jurisdiktion offen. 

Legt ein Soldat Beschwerde nach der Wehrbeschwerdeordnung 
(WBO) ein, so wendet er sich damit an eine bundeswehrinterne Instanz 
und veranlaßt eine Selbstkontrolle der vollziehenden Gewalt. Unter be-
stimmten Umständen ist auch die Beschreitung des Gerichtsweges zu-
lässig, teilweise erst nach abgeschlossenem Beschwerdeverfahren,  das 
dann den Charakter eines Vorverfahrens  hatte. In diesem Fall w i rd — 
orientiert an dem Festpunkt „Vollziehende Gewalt" — eine Fremdkon-
trolle durch ein unabhängiges Gericht herbeigeführt.  Um eine derartige 
Fremdkontrolle handelt es sich auch dann, wenn der Beschwerdeführer 
unmittelbar nach Art . 17 GG den Bundestag oder nach § 7 des Gesetzes 
über den Wehrbeauftragten  (WbG) den Wehrbeauftragten  anruft 2. 

Die vorliegende Arbeit stellt sich eine kritische Untersuchung der-
jenigen Rechtsschutzmöglichkeiten zur Aufgabe, mi t denen der Soldat 
der Bundeswehr eine Überprüfung  hoheitlichen Handelns oder Unter-
lassens erreichen kann, das ihn als Angehörigen des spezifisch mil i tä-
rischen Gewaltverhältnisses in seiner Rechtssphäre tr i f f t .  Im Mit tel-
punkt der Untersuchungen w i rd die Wehrbeschwerdeordnung (WBO) 
stehen einschließlich des dort gewährten Rechts, Antrag auf Entschei-
dung der Wehrdienstgerichte zu stellen. Daneben wi rd auch besonders 
auf das Recht nach § 7 des Gesetzes über den Wehrbeauftragten  (WbG) 
einzugehen sein, nach dem sich der Soldat mi t Eingaben an den Wehr-
beauftragten des Bundestages wenden kann. Als drit ter Gegenstand 
eingehender Erörterungen ist Art . 17 GG zu berücksichtigen. Das Peti-
tionsrecht ist zwar keineswegs ausschließlich für den Soldaten normiert, 
steht aber mi t dem Beschwerderecht nach der WBO einerseits und dem 
Recht aus § 7 WbG andererseits in so engem Zusammenhang, daß es 
hier nicht unbeachtet bleiben darf. 

2 Zum Ganzen vgl. Lerche  GR IV/1 S. 509 ff.;  Pernthaler  S. 219 ff.  (weit-
gehend nur auf die österreichische Rechtslage bezogen). 
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Weitere Insti tute des allgemeinen Rechtsschutzes — vor allem die 
verwaltungsgerichtliche Klage — sind bisweilen ebenfalls mi t dem 
Wehrrecht nur schwer trennbar verbunden und verflochten. Auf diese 
soll i n dem jeweils notwendig erscheinenden Umfange eingegangen 
werden. Nicht berücksichtigt werden dagegen die dienstliche „Mel-
dung" und die auch im militärischen Bereich nicht unbekannte „Gegen-
vorstellung". Beide bieten nur wenig Anlaß zu rechtlichen Erörterun-
gen. Darüber hinaus sind beide nicht mehr als Beschwerde im Sinne 
der Themenstellung anzusehen und auch kaum als Mi t te l des Rechts-
schutzes aufzufassen. 

Der schon in dem Ti te l der Arbeit vollzogenen Zusammenfassung der 
verschiedenen Rechtsmittel und Rechtsbehelfe unter dem Oberbegriff 
„Beschwerde" stehen keine Bedenken entgegen. Eingaben nach 
Ar t . 17 GG und nach § 7 WbG sind „formlose Beschwerden" im her-
kömmlichen Sinne. Die WBO gewährt mi t der mil i tär internen Be-
schwerde ein Recht zur „förmlichen Beschwerde". Auch die Anrufung 
der Wehrdienstgerichte kann noch als Beschwerde bezeichnet werden. 
Sowohl die Terminologie der Gesetze8 als auch die Ausgestaltung des 
Verfahrens 4 lassen dieses richtig erscheinen. 

I m wesentlichen gemeinsam ist den verschiedenen Beschwerdemög-
lichkeiten, daß mi t dem Einlegen einer Beschwerde auf ein voraus-
gegangenes hoheitliches Tun oder Unterlassen Bezug genommen wird. 
Der Beschwerdeführer  hält dieses Tun oder Unterlassen für unrecht-
mäßig oder auch nur unzweckmäßig. Er legt es daher einer bis dahin 
mi t der Sache noch nicht befaßten Instanz zur Kontrol le vor. Die an-
gerufene Instanz ist grundsätzlich zur Entscheidung und zur Beschei-
dung des Beschwerdeführers  verpflichtet.  Die Entscheidung ergeht 
nicht auf der Grundlage eines streitigen (Klage-) Verfahrens. 

I I . Wesen und Bedeutung des Beschwerderechts 

Bisher wurde die Beschwerde nur in ihrer Eigenschaft als Rechts-
schutzmittel angesprochen. Diese Eigenschaft, die keiner weiteren Er-
läuterung bedürft ig erscheint, steht heute auch unzweifelhaft  im Vor-
dergrund. Das Wesen der Beschwerde erschöpft  sich jedoch nicht darin, 
daß sie dem Soldaten zur Wahrung seiner persönlichen Rechte zur Ver-
fügung gestellt wurde. Neben dieser Funktion, die Anlaß für die Be-
zeichnung „Individualbeschwerde" sein mag, t r i t t deutlich noch eine 

3 Vgl. „Wehrbesdiwerdeordnung"; §§ 17 Abs. I Satz 1, Abs. I I I Satz 2; 18 
Abs. I, Abs. I I Satz 4; 19 Abs. I I WBO; § 30 Ziff. 3, Ziff. 6 WDO. 

4 Vgl. insbesondere § 18 Abs. I I WBO. Lerche  GR IV/1 S. 511 und passim 
spricht von „beschwerdegerichtlichem Verfahren". 


